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Stichpunkte 

· Maßgebliche Anspruchsgrundlage gegen CSL ist der Vertrag. Es handelt sich also nicht (primär) um Gesetzesrecht, das zur Anwendung kommt, sondern um selbst zwischen den Vertragsparteien ausbedungenes Vertragsrecht.

· Vertragsinhalt ist die Zurverfügungstellung eines Domainnames, nämlich „voteauction.com“
. Als Gegenleistung wird die Entrichtung der Registrierungsgebühr geschuldet
.

· Problem: Wer ist Vertragspartner?

· CSL ist Anbieter einer Leistung bzw. eines Werkes; die Natur des abgeschlossenen Vertrages wird noch zu klären sein. Dabei bedient sich CSL aber offensichtlich der Hilfe von CORENIC. Dennoch ist allein CSL Vertragsschließende und nicht etwa CSL und CORE als Gesamtschuldner, denn in Ziffer 1 der AGB von CSL („Terms änd Conditions“) heißt es: „1.1 Computer Service Langenbach GmbH (CSL) mit Sitz in Düsseldorf, Deutschland, registriert im Auftrage des Kunden (Domainholder) Second-Level-Domains (SLD) unter den Top-Level-Domains (TLD) .com, .net und .org direkt oder durch Internet Councel of Registrars (CORE) mit Sitz in Genf, Schweiz.“ Die Formulierung für eine (gleichberechtigte) Schuldnerfunktion von CSL und CORE gemeinsam aber müßte lauten: „CSL und CORE registrieren gemeinsam...“ Es würde einer ausdrücklichen Klarstellung bedürfen, dass CSL und CORE als eine Schuldnergemeinschaft diese Leistung gemeinsam erbringen wollen. Daran ändert auch nichts der Hinweis auf die Dispute Policy von CORE in Ziffer 4.2, da es bei der Dispute Policy klar um domainrechtliche Fragen geht, nicht aber um die Vertragsausgestaltung als solche
. Auf diesen Fragenkomplex wird ebenfalls noch ausführlicher eingegangen.

· Luzius ist – als Privater, nicht also als Firma (denn dann würde Handelsrecht anwendbar sein und verbraucherschützende Normen unanwendbar) – Kunde. Dies geht aus dem Eintrag bei Vertragsschluss (per Internet) und dem daraus resultierenden Datenbankeintrag, der über WHOIS abrufbar ist, hervor. Daran ändert es nichts, dass Luzius zugleich Geschäftsführer von übermorgen.com ist
. Denn er hat gerade nicht unter Verwendung seiner Firma gehandelt. Zudem entspricht der künstlerische Inhalt der Website bzw. deren enthaltene Meinungsäußerung dem privaten und nicht etwa einem geschäftlichen Anliegen. Schließlich werden über die Site keine Verträge abgeschlossen oder angebahnt.

· Problem: Welche Rechtsnatur hat der Vertrag? 

· Allgemein: In der Netzwelt gibt es eine Vielfalt von möglichen Vertragsabschlüssen. Dabei wird grundsätzlich nur unterschieden nach der Anwendbarkeit von Werkvertrags- oder von Dienstleistungsrecht. Nicht anwendbar: Mietrecht, ebenso nicht anwendbar Kaufrecht. Grund: Domainnames werden nicht als Eigentum, sondern als Recht angesehen. Es handelt sich also um eine nichtkörperliche Sache, auf die das Sachenrecht nur unter Umständen entsprechend anwendbar ist. Wenn aber keine körperliche Sache, sondern nur ein Recht vorliegt, so kann es nicht gemietet oder verkauft werden, sondern nur abgetreten.

· Das Recht der Abtretung wird übrigens ebenfalls nicht auf den Vorgang der Vergabe einer Domain angewendet, vielmehr können „hinter“ der Domain stehende Namens- oder Markenrechte abgetreten oder Nutzungsrechte an ihnen eingeräumt werden. Juristen aller Länder flüchten sich hinsichtlich des Domainnames in ein Recht eigener Art, das vertraglich „veräußert“ oder genutzt werden kann, wobei sich die Rechtsnatur des Vertrages einzig und allein nach den getroffenen Vertragsbedingungen richten soll. Hier könnten sich längere Ausführungen anschließen zur Vergleichbarkeit der Domain mit Telefonnummern, Auto-Kennzeichen, Telegramm-Addressen u.ä.
, aber am Ende bleibt es beim Recht sui generis. Interessant dabei, dass auch Mietrecht entsprechend angewendet wird.

· Konkret dürfen wir die Einordnung des Vertrags mit CSL insgesamt offen lassen, denn dabei würde sich lediglich ergeben, dass in jeder Vertragsklausel solche und solche vertragsrechtlichen Elemente enthalten könnten. Es genügt, wenn wir die in Streit stehende Leistung einordnen.#

· Streitig ist die Hauptleistungspflicht des Vertrages, nämlich die Registratur der beantragten Domain. Dabei besteht die Registratur aus zwei Teilbereichen: 1. Eintragung der Domain in der Datenbank des Registrars, 2. Erreichbarkeit der Domain im Domain Name System (DNS) herzustellen und aufrecht zu erhalten
. Wenn aber – wie in Eurem Fall – die Erreichbarkeit keiner Handlung von CSL bzw. seiner Gehilfin CORE bedeutet, dann steht eindeutig der werkvertragliche Charakter im Vordergrund: Es wird ein Ergebnis garantiert; wie dieses Ergebnis hergestellt wird, ist Sache von CSL und ist nicht die Hauptsache. Würde hingegen eine Handlung an sich den Hauptgegenstand der geschuldetetn Leistung darstellen – so heißt es in den AGB von CSL in Ziffer 1.3 (sinngemäß) Verwaltung der Domain – würde Dienstvertragsrecht Anwendung finden. Falsa demonstratia non nocet – es kommt jedoch auf den Wortlaut des Vertrages nicht an, sondern auf den im Zweifelsfall unabhängig vom Wortlaut zu ermittelnden Willen der Vertragsparteien.

· An dieser Stelle läßt sich die leidgewordene Einordnung in die jeweilige Provider-Gattung vornehmen: Trotz unsere Gesprächs bleibe ich dabei, dass CSL – ebenso übrigens CORE, denn an der Providereigenschaft ändert der Vertrag und wer mit wem vertragliche Forderungen vereinbart hat, nichts – Access-Provider ist. Access-Provider ist, wer Zugang zum Internet verschafft
. Einfach erklärt: Es gibt nur Provider im Internet, nichts anderes. Denn nach dem Telediensegesetz (TDG), das jedenfalls im Wesentlichen gleich lautet wie der Mediendienstestaatsvertrag (MDStV), gibt es nur „Zugang zur Nutzung“, „Angebot zur Nutzung“ und „Inhalte“
. Komplizierter erklärt: die Zuordnung der TCP/IP-Protokollfamilie läßt sich aufteilen in 1. Signaldistribution (= unterste Schichten = physikalische Verbindungsschicht, die für Aufbau und Stabilität der Datenverbindung verantwrtlich ist) und 2. Signalproduktion (= oberste Schicht = Anwendungsschicht, nämlich die Software, die für die Verfügbarmachung und Produktion von Information entscheidend ist). Auf die Seite der Signalproduktion zieht man ebenfalls die TCP-Schicht (denn sie ist ein Vorstufe des Datentransports und dient als solche der Bereitstellung sendefertiger Signale). So richtig unklar hingegen ist die Einordnung der IP-Schicht
: Die IP-Schicht dient zwar nicht der unmittelbaren physikalischen Datenkommunikation, aber doch zumindest der virtuellen Adressierung, ähnelt also einer Telefonnummer und ist somit verbindungsbezogen und grundsätzlich als zur Telekommunikation gehörig anzusehen i.S.v. § 3 Nr. 10 TKG. Dagegen spricht selbstverständlich, dass sie Information austauscht; man neigt aber dazu, diese Information nicht
 als Inhalt ansehen zu wollen (dann wäre es ein Content- oder Service-Providing, also noch doller).

· Zur Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten bedient sich CSL eines Erfüllungsgehilfen, nämlich CORE. 

· Erfüllungsgehilfe ist, wer nach den tatsächlichen Gegebenheiten des Falles mit dem Willen des Schuldners bei der Erfüllung einer ihm obliegenden Verbindlichkeit als seine Hilfsperson tätig wird. Erfüllungsgehilfe kann auch jemand sein, der in seinem Verhalten keinem Weisungsrecht des Schuldners unterliegt
. Für das Verschulden des Erfüllungsgehilfen haftet der eigentliche Schuldner gem. § 278 BGB
.

· Problem: Fällt das eigenmächtige Handeln von CORE noch in den Kreis der Verbindlichkeiten von CSL? Denn für eine Haftung von CSL muss der Erfüllungsgehilfe CORE in Erfüllung einer Verbindlichkeit handeln. Verbindlichkeit ist und bleibt die Eintragung des Domainnames in die Datenbank und die Freischaltung des Namens. Hier kann unser Fall aber zum ersten Mal richtig voll abschmieren:  Bitte nicht das Gericht auf den Gedanken kommen lassen, dass es sich nicht um die Erfüllung der Hauptleistungspflicht geht bei dem Tätigwerden von CORE. Zwar handelt auch derjenige Erfüllungsgehilfe mit Haftung des eigentlichen Schuldners, der nur „weitere“ Verhaltenspflichten wie etwas Schutzpflichten zu erfüllen hilft. Gemeint ist damit, dass der Schuldner – und demgemäß der Erfüllungsgehilfe – sich so zu verhalten hat, dass bei Abwicklung des Schuldverhältnisses Personen, Eigentum und sonstige Rechtsgüter nicht verletzt werden. Da sind wir wieder bei dem Text von Herrn Laga
, in dem er schön kurz darstellt, was der Domainname alles nicht ist. Er ist insbesondere kein Eigentum (das wäre ein zu schützendes Recht des Kunden gewesen). Fraglich und bisher reichlich ungeklärt ist, ob das Nutzungsrecht einer Domain ein sonstiges Recht i.S.v. § 823 BGB sein könnte. Einerseits wird die Domain ja in den Himmel gejubelt als Namens- oder Markenrecht. Beides trifft auf vote-auction.com nicht zu. Ganz tief in den Keller verbannt wird die Domain im Falle ihrer Sperrung zugleich auch; ihr wird jeder eigene wirtschaftliche Wert abgesprochen und – die Ansicht der Netizens – hochgehalten, dass die Domain lediglich eine Nutzungsberechtigung im Vergabesystem von Domainnamen sei
. 

· Haftet CSL also für CORE, so stellt sich aber noch die letzte – und leider ebenso für uns nicht mit Sicherheit zu beantwortendende – Frage, ob CORE nicht – und sei es auch nur sich selbst gegenüber – zum Handeln verpflichtet war und sich „redlich“ verhalten hat; andersherum ausgedrückt: Hätte das Verhalten von CORE nicht vorhersehbar sein müssen für Luzius als Gläubiger der Vertragsleistung? Denn wenn für beide Vertragsparteien klar ist, dass die Leistungspflicht nicht gegen geltendes Recht verstoßen darf, dann verstößt es gegen Treu und Glauben, eine solche Leistung einzufordern bzw. die Leistungspflicht ist in dem Falle nichtig weil sittenwidrig.

· Dafür spricht augenscheinlich das Registration Agreement von CORE, in dem in Ziffer 4. Danach hat CORE und CSL das Recht, die Domain abzustellen, wenn der Kunde seinen Domainnamen in Zusammenhang mit rechtswidrigen Aktivitäten nutzt.

· Bei Ziffer 4 des Registration Agreements handelt es sich jedoch augenscheinlich um eine Klausel innerhalb der Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Solche sind nur dann wirksamer Bestandteil des Vertrages, wenn sie ordnungsgemäß bei Vertragsschluss bekanntgegeben wurde. Sie müssen dem Verbraucher in zumutbarer Weise Möglichkeiten zur Kenntnisnahme der vorformulierten Bedingungen gegeben sein. Ist aber die Verhandlungssprache deutsch, so genügt es nicht, wenn die AGB zwar gut lesbar und „vernünftig“ in den technischen Ablauf des Bestellvorgangs eingebunden sind, sondern sie müssen ebenfalls in der Vertragssprache verfasst sein
. Problem: Die gesamte Homepage von CSL ist in englisch; es bedarf guter Gründe (z.B. Wohnsitz des Verbrauchers, deutsches Recht soll gewählt sein), dagegen zu argumentieren, englisch sei dennoch nicht Vertragssprache, sondern deutsch.

· Geht man also davon aus, dass die Abfassung der AGB von CORE der Miteinbeziehung keinen Abbruch tun, fragt es sich, wie es sein kann, dass der Gehilfe des Anbieters direkt an den Verbraucher Geschäftsbedingungen stellt. Dabei ist aber die gesamte Website so gemeint, dass CSL sich nach dem Registration Agreement zu richten hat und dass dementsprechend die Rechte der Kunden von CSL nicht über die Rechte und Pflichten, die CSL gegenüber CORE zustehen, hinausgehen sollen. Oder aber CSL hat einfach das Registration Agreement von CORE so gut gefunden, dass CSL die Formulierungen ganz genau so in ihren AGB übernehmen wollte.

· Schließlich aber folgt die Prüfung der AGB an dem Maßstab des AGB-Gesetzes. Diese Inhaltskontrolle hat zur Folge, dass solche Regelungen, die überraschend sind, weil sie den Kunden – der Privater sein muss, denn für Kaufleute gelten die AGB nur eingeschränkt – abweichend von der gesetzlichen Regelung unangemessen benachteiligen. Hier läßt sich argumentieren, dass eine unangemessene Benachteiligung entweder vorliegt oder nicht: Entweder, CORE war verpflichtet zu handeln oder nicht, und entweder diese Rechtspflicht ist eine nach nationalem Recht unangemessene Benachteiligung oder sie ist es nicht. Für den Fall, dass CORE – in der Schweiz! – handlungspflichtig gewesen sein sollte, weil CORE sich sonst als Mitstörer strafbar gemacht hätte, so läßt sich schwerlich argumentieren, dass die Ziffer 4 des Registration Agreements eine überraschende Klausel i.S.d. AGB-Gesetzes ist.

· Die Wirksamkeit der AGB sagt aber nicht automatisch aus, dass CORE im konkreten Fall das Recht hatte, sich so zu verhalten. Denn weder nach u.s.-amerikanischem Recht – was wohl noch weiter ausgeführt werden könnte –, noch nach schweizer Recht war die Website und ihr Inhalt eine Straftat, sondern lediglich ein satirischer Scherz (= Kunst) und/oder eine Meinungsäußerung in der Form der Satire des Inhalts, dass die jüngsten Bestechungsberichte aus den U.S.A. im Vorfeld des bundesamerikanischen Wahlkampfes den Witz erlaubten, warum nicht auch die Wähler bestechlich sein sollten, wenn schon die Kandidaten den Anschein vermittelten, dass sie es in der Mehrheit seien.

� Ich habe doch richtig verstanden: Ihr habt einen eigenen Server im Internet („Silverserver“), auf dem 1. die Website hinterlegt ist und 2. jeglicher Email-Verkehr allein über diesen Server abgewickelt wird. Richtig?


� Bitte weist mir Rechnungen von CSL nach, worauf Ihr geleistet habt.


� Übrigens würde am Gerichtsstand Düsseldorf in Deutschland sich nicht viel ändern, selbst wenn man CORE doch zum Vertragspartner erheben wollte. Aber in materiellrechtlicher Hinsicht würde sich einiges ändern.


� Luz ist doch Geschäftsführer, oder habe ich das falsch verstanden? Zusammen mit Liz, oder?


� Ich verweise diesbezüglich auf die insofern zwar manchmal verdrieslich stimmende, aber wohl richtig durchgelöste Dissertation von Laga, � HYPERLINK "http://www.univie.ac.at/juridicum/forschung/laga/dissertation/diss.html" ��http://www.univie.ac.at/juridicum/forschung/laga/dissertation/diss.html� .


� Hier wieder eine Rückfrage: Wie wird der 2. Teilbereich technisch durchgeführt? Oder ist es vielleicht so, dass Euer eigener Server die Erreichbarkeit der Domain aufrecht erhält und CSL allein die einmalige Herstellung der Erreichbarkeit durch Eintragung in der Datenbank des Registrars zu leisten hat? Nebenbei: Würdet Ihr den Service von CSL als Pull-Service einordnen?


� Bitte nicht so laut schreien, ich weiß schon, Zugang ins Internet bekommt Ihr über Euren eigenen Server. Derjenige, der einen Domainname verschafft, ist aber eben auch Zugangsvermittler. Bitte weiterlesen.


� Zwischen den einzelnen Providerbegriffen, die sich im wesentlichen verdichten zu Access-, Service- und Hostprovider, tummeln sich noch die Begriffe der Push- und Pull-Dienste, die für die Frage der Verantwortlichkeit für welche Art von Beteiligung auch immer am Internet als weitere Gradmesser dienen sollen. Übrigens sind die Providerbegriffe Creationen deutschen Rechts extra für das Internet; mit den hilfreichen Worten von Laga, � HYPERLINK "http://www.univie.ac.at/juridicum/forschung/laga/dissertation/diss.html" ��http://www.univie.ac.at/juridicum/forschung/laga/dissertation/diss.html�,  läßt es sich schließlich hinnehmen, dass ein Telefonanbieter, der eigentlich ebenfalls „Access-Provider“ sein müßte, für die rechtswidrigen Inhalte seiner Telefongespräche selbst bei positiver Kenntnis nicht einstehen muss. 


� Ich hoffe, Ihr versteht, wovon ich rede: Ist die IP-Schicht nun bitte diejenige Schicht, um die es im Fall der Vergabe einer Domain bzw. IP geht?


� Anett Habekuß aber stellt in Ihrem Aufsatz ebenso deutlich heraus, dass es sich mehr um die Sicht der Netizens handelt, einer IP den Informationsgehalt abzusprechen, und dass die reale Welt – wenn die IP zum Domainname verwandelt wurde – sehr wohl eine nicht unerhebliche Information in der Internet-Addresse erkennen will und sogar das gesamte Namens- und Markenrecht auf den Domainname aufpropft: � HYPERLINK "http://www.hunboldt-forum-recht.de/6-2000/" ��http://www.humboldt-forum-recht.de/6-2000/� .


� BGHZ 62, 124; BGH NJW 1993, 1705


� Achtung: Schlaue Rechtsanwälte von CSL müssten hier vortragen, dass dem Schuldner – CSL – gestattet war, die gesamte Ausführung der vertraglichen Leistung einem anderen – CORE – zu übertragen. Dem entsprechen jedoch die AGB von CSL nicht, da eine solche Regelung als ausnahmsweise Regelung einer klarstellenden Klausel oder einem deutlichen gemeinsamen Willen der Vertragsschließenden erfordert. Wäre aber die Verlagerung der gesamten Ausführung auf CORE gestattet gewesen, so würde die Haftung von CSL beschränkt auf Verschuldenshaftung bei der Auswahl des Erfüllungsgehilfen analog § 831 BGB; die Haftung für fremdes Verschulden wie für eigenes Verschulden (umfängliche Haftung) gem. § 278 BGB fiele weg. 


� � HYPERLINK "http://www.univie.ac.at/juridicum/forschung/laga/dissertation/diss.html" ��http://www.univie.ac.at/juridicum/forschung/laga/dissertation/diss.html�


� LG München, Urteil v. 12.02.2001, Az.: 20 T 19368/00, nachzulesen unter: � HYPERLINK "http://www.gravenreuth.de/Urteile/Domain.htm" ��http://www.gravenreuth.de/Urteile/Domain.htm�; anders aber LG Essen, Beschluss vom 22.09.1999, Az.: 11 T 370/99 und AG Lindau, Beschluss vom 17.04.2000, Az.: M 192/00, die den wirtschaftlichen Wert einer jeden Domain anerkennen und somit in den Urteilen die Frage der Pfändbarkeit einer Domain bejahen.


� Vertragssprache ist deutsch, auch wenn CSL deutsch und englisch formulierte. Vertragssprache ist diejenige Sprache, in der das Bestellformular auszufüllen war/ist.
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